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Muster für eine Betriebsvereinbarung zum 

Umgang mit der Corona-Epidemie
Zwischen der X (nachfolgende „Arbeitgeber“ genannt) und dem Betriebsrat der X (nachfolgend „BR“ genannt) wird die folgende Betriebsvereinbarung „Umgang mit der Corona-Epidemie“ mit dem Ziel geschlossen, den Gesundheitsschutz für die Beschäftigten im Rahmen der COVID-19-Epidemie 2019/2020 (nachfolgend: Corona-Epidemie) zu verbessern. Mögliche Gefährdungen sind durch Präventivmaßnahmen auf ein möglichst geringes Maß zu reduzieren. Dabei darf die Belegschaft in ihren persönlichen Rechten möglichst wenig beeinträchtigt werden. Die Betriebsvereinbarung soll ferner durch ein Krisenmanagement die notwendigen Betriebsabläufe im Falle einer Epidemie sicherstellen.
I. Geltungsbereich

Diese Betriebsvereinbarung gilt für alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der X mit Ausnahme der leitenden Angestellten gem. § 5 III   BetrVG. 
II. Epidemieausschuss
(1) Geschäftsleitung und Betriebsrat gründen umgehend einen Epidemieausschuss. Dieser Ausschuss hat die Aufgabe eine Gefährdungsbeurteilung durchzuführen, Maßnahmen vorzuschlagen und die Durchführung der Maßnahmen zu überwachen. Die Mitbestimmungsrechte des Betriebsrates bleiben hiervon unberührt.
(2) Dem Epidemieausschuss werden vom Arbeitgeber alle für seine Tätigkeit erforderlichen Informationen und Unterlagen zur Verfügung gestellt.

(3) Der Ausschuss besteht aus zwei Vertretern des Arbeitgebers und zwei Vertretern des Betriebsrats. Sicherheitsfachkräfte, Betriebsärzte und andere als sinnvoll erachtete Personen aus dem Betrieb werden beratend hinzugezogen. Gleiches gilt für die Mitglieder des Arbeitsschutzausschusses nach § 11 Arbeitssicherheitsgesetz. Der Epidemieausschuss und der Betriebsrat können zur Erfüllung ihrer Aufgaben auch externe Sachverständige hinzuziehen. Die Kostenübernahme bestimmt sich nach den §§ 80, 40 BetrVG.
(4) Der Epidemieausschuss führt eine Gefährdungsbeurteilung durch. Er bewertet die festgestellte Gefährdung nach Dringlichkeit und Gefahr und schlägt die Einleitung von Maßnahmen vor. Sämtliche Ergebnisse werden in einem Protokoll dokumentiert. Der Epidemieausschuss beteiligt sämtliche Beschäftigte des Betriebs bei der Gefährdungsbeurteilung. Alle Beschäftigten erhalten die Gelegenheit, erkannte Gefährdungslagen mitzuteilen und Vorschläge zu deren Prävention oder Beseitigung zu unterbreiten.
III. Informationsrechte des Betriebsrats
Der Betriebsrat ist sowohl während als auch nach der Epidemie durch den Arbeitgeber rechtzeitig und umfassend zu sämtlichen Fragen zu informieren. Das gilt insbesondere für alle vorgesehenen Maßnahmen. Der Betriebsrat überwacht weiterhin hinsichtlich aller Arbeitsschutzpflichten den Arbeitgeber.

IV. Sofortige Maßnahmen 
Der Arbeitgeber wird mit Inkrafttreten dieser Vereinbarung,
· allen Beschäftigten eine ausführliche, schriftliche Hygienebelehrung zur Verfügung stellen. Dies gilt insbesondere für die Mitarbeiter, die in engem und häufigem Kundenkontakt stehen. Evtl. zu 
· einen effektiven Hautschutzplan bei häufigem Händewaschen erstellen. Der Arbeitgeber stellt hierzu nötige Mittel den Beschäftigten kostenfrei zur Verfügung.

· sicherstellen, dass häufig benutze Gegenstände wie Türklinken, Fenstergriffe, Telefonhörer und Tastaturen regelmäßig desinfiziert werden.
· an den Zugängen zum Betrieb, in den Sozialräumen, in den einzelnen Abteilungen und an allen anderen Orten im Betrieb, an denen Beschäftigte mit anderen zusammentreffen können, kostenfrei Desinfektionsmittel zur Verfügung stellen.
· Klima und sonstige Belüftungsanlagen zur Verringerung des Infektionsrisikos abstellen, soweit nicht andere zwingende arbeitsschutzrechtliche Aspekte überwiegen (z.B. Ab- und Zuluft einer Lackierkabine).
· auf die Nachweispflicht gem. § 5 Abs. 1 S. 2 EFZG verzichten.
· Dienstreisen auf ein Minimum beschränken. Dienstreisen werden nur angeordnet, wenn diese zum Erhalt des Betriebs zwingend erforderlich sind. Besteht für den Ort der Dienstreise eine Reisewarnung des Auswärtigen Amtes ist der/die Beschäftigte nicht verpflichtet, die Dienstreise anzutreten. Existiert für den Ort der Dienstreise eine Sicherheitswarnung des Auswärtigen Amtes oder hat der/die Beschäftigte aus gesundheitlichen Gründen individuelle Bedenken gegen den Antritt der Dienstreise, kann er den Antritt der Dienstreise verweigern. 
· prüfen, welche Arbeitsplätze organisatorisch und technisch und in Funktion der verfügbaren Ressourcen auf „mobiles Arbeiten“ umgestellt werden können und spätestens eine Woche nach Abschluss der Betriebsvereinbarung dem Betriebsrat eine entsprechende Aufstellung zukommen lassen. Zur Einführung des mobilen Arbeitens werden die Betriebsparteien eine gesonderte Betriebsvereinbarung verhandeln.
· im Falle einer konkreten Ansteckungsgefahr in Abstimmung mit dem Betriebsrat Mitarbeiter, die z.B. Kontakt zu einem erkrankten Mitarbeiter, Kunden, Kollegen oder anderen erkrankten Personen hatten, für die Dauer der Inkubationszeit der jeweiligen Erkrankung unter Fortzahlung der Bezüge von der Arbeitsleistung freistellen. 
· Beschäftigte, die aus einem Risikogebiet zurückkehren und keine Symptome zeigen zu beschäftigen. Mit dem/der Beschäftigten kann vereinbart werden, dass er/sie während einer zweiwöchigen Inkubationszeit bezahlt von der Arbeit freigestellt wird.
· Beschäftigte, die nachweisen, dass in Folge behördlicher Anordnung Schulen und Kindertagesstätten geschlossen sind und in seinem Haushalt ein Kind unter 14 Jahren lebt, dessen Betreuung nicht durch einen ebenfalls im Haushalt lebenden Angehörigen über 16 Jahre sichergestellt werden kann, oder die darlegen, dass sie in Folge behördlicher Maßnahmen, die keinen Anspruch nach § 56 IfSG auslösen, insb. Einschränkungen der Bewegungsfreiheit, an der Arbeitsleistung gehindert ist, für die Dauer der Verhinderung bezahlt von der Arbeit freizustellen.
V. Weitere Maßnahmen

Sollte der Arbeitgeber Kurzarbeit einführen wollen, ist hierzu eine gesonderte Betriebsvereinbarung abzuschließen. Gleiches gilt für andere mitbestimmungspflichtige Maßnahmen, die in dieser Betriebsvereinbarung nicht ausdrücklich geregelt sind.
VI. Ende der Epidemie
Stellt die zuständige Behörde fest, dass vor Ort keine Epidemie mehr vorliegt, löst sich der Epidemieausschuss auf. Gleiches gilt, wenn sich der Epidemieausschuss mit einfacher Mehrheit selbst auflöst. Es wird ein umfassender Bericht unter Aufführung der Mängel in der Epidemieplanung und bei den einzelnen Epidemiemaßnahmen erstellt.
VII. Schlussbestimmungen
Diese Vereinbarung tritt mit Unterzeichnung in Kraft und ist bis zum X befristet. Sie kann mit einer Frist von 4 Wochen zum Monatsende gekündigt werden. Sie entfaltet keine Nachwirkung.
Ort X, den xx.xx 2020

Für die X





Für den Betriebsrat


Weitere Regelungskomplexe einer BV könnten sein, sollten aber im Einzelfall gut überlegt sein:

· Verhaltensregeln zur Hygiene im Betrieb
· Notfall-Kommunikationsplan erstellen. Dabei ist davon auszugehen, dass die EDV im Falle einer Pandemie ausfallen könnte, da die entsprechenden Mitarbeiter erkrankt sind. Auch dann muss eine Kommunikation zwischen den einzelnen Beschäftigten gewährleistet sein.

· Notfalleinsatzpläne, um die wichtigsten Betriebsfunktionen aufrechtzuerhalten
· Beginn und Ende der täglichen Arbeitszeit: In fast allen Betrieben gibt es hierzu Betriebsvereinbarungen. Es könnte sich lohnen diese darauf zu überprüfen, ob man mit „versetzen“ Schichtbeginn größere Menschenansammlungen, ggf. auch im ÖPNV vermeiden kann.
· Ausweitung der vom AG zur Verfügung gestellten Parkplätze, um den Beschäftigten zu ermöglichen, auf die Benutzung öffentlicher Verkehrsmittel zu verzichten
· Einrichtung einer zentralen Informations-Hotline

· Katinen-Slot: Im Rahmen der Festlegung von Pausenzeiten sowie der Nutzungsbedingungen betrieblicher Sozialeinrichtungen könnte geprüft werden, ob es die „soziale Distanzierung“ fördert, wenn bestimmte Abteilungen zu bestimmten Zeiten die Kantine aufsuchen.
· Urlaubsregelungen, inklusive Betriebsferien

· Nutzung von Arbeitszeitkonten

· Überstunden
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